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Ihr Zeichen: 32-0522/1842/1              Schreiben vom 17. März 2026 

 

Betr.: H2-Netz Industriebogen Meißen – Frühe Behördenbeteiligung zur Festsetzung des Untersu-
chungsrahmens für eine freiwillige Umweltverträglichkeitsprüfung 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit Schreiben vom 17. März 2026 haben Sie zur frühzeitigen Beteiligung an der Festlegung des Unter-
suchungsrahmens für die freiwillige Umweltverträglichkeitsprüfung zum Vorhaben „H2-Netz Industrie-
bogen Meißen" der SachsenEnergie AG eingeladen und die Scoping-Tischvorlage der GICON-Großmann 
Ingenieur Consult GmbH (Stand 26.02.2026) zur Verfügung gestellt. Der BUND Landesverband Sachsen 
e.V. nimmt als nach § 3 UmwRG anerkannte Naturschutzvereinigung mit Beteiligungsrechten nach § 63 
BNatSchG – in Vorbereitung seiner förmlichen Beteiligung im späteren Planfeststellungsverfahren – die 
Gelegenheit wahr, nachfolgende Hinweise und Anregungen einzubringen. 

I. Begrüßenswerte Planungsansätze 

Der BUND begrüßt, dass der Vorhabenträger eine freiwillige Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß § 7 
Abs. 3 UVPG beantragt hat. Dies entspricht einer vorsorgeorientierten Planungshaltung, die dem Cha-
rakter des empfindlichen Trassenumfeldes angemessen ist. Positiv zu bewerten ist ferner, dass das 
Kartierkonzept bereits am 13. Januar 2026 mit den Unteren Naturschutzbehörden beider betroffenen 
Landkreise abgestimmt wurde, dass an naturschutzfachlich sensiblen Querungen eine geschlossene 
Verlegebauweise vorgesehen ist und dass die östlich der Elbe geführte Trassenalternative über die 
Gohrischheide – mit ihrer Kumulation aus Naturschutzgebiet und Trinkwasserschutzgebiet – frühzeitig 
und nachvollziehbar verworfen wurde. 

II. Hinweise und Anregungen zum Untersuchungsrahmen 

1. Generelle Anmerkung zum Variantenvergleich 

Die bisherige Bewertung der Alternativen ist stark von Länge, Flächeninanspruchnahme und technischer 
Machbarkeit geprägt. Umweltfachliche Kriterien werden zwar aufgeführt, aber teilweise nur summarisch 
gewichtet. Für die Bewertung in der Tabelle sollte dargestellt werden, wie sich die Varianten auf die 
besonders sensiblen Bereiche auswirken. Im Vordergrund der der Bewertung sollten generell nicht nur 
die absoluten Querungslängen, sondern auch die ökologische Qualität/Empfindlichkeit der betroffenen 
Teilflächen berücksichtigt und begründet wird (z.B. Auwaldrest vs. intensiv genutzter Acker).  

Im Einzelnen greifen wir einige Punkte gesondert auf: 
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2. Rastvögel in den SPA „Unteres Rödertal" (DE 4546-451)  

Die Scoping-Tischvorlage schließt in Kapitel 7.2 die Erfassung von Rastvögeln mit der pauschalen 
Begründung aus, dass für den Trassenverlauf und den 100-m-Puffer keine geeigneten Habitatflächen 
vorhanden seien. Für den Trassenabschnitt im Bereich des SPA „Unteres Rödertal" (DE 4546-451), das 
auf einer Länge von ca. 3 km gequert wird, ist diese Begründung nach Auswertung des Standarddaten-
bogens des Gebietes (Stand: Mai 2015, Aktualisierung auf Bundeslandebene Sachsen) nicht tragfähig. 

Der Standarddatenbogen weist für das SPA eine Vielzahl von Rastvogelvorkommen als maßgebliche 
Gebietsbestandteile aus. Namentlich sind mehrere Anhang-I-Arten der Vogelschutzrichtlinie mit signifi-
kanten Rastzahlen gemeldet: Cygnus cygnus (Singschwan, M/W ca. 100 Ind.), Pluvialis apricaria (Goldre-
genpfeifer, M 51–100 Ind.), Philomachus pugnax (Kampfläufer, M 11–50 Ind.) sowie Tringa glareola 
(Bruchwasserläufer, M 11–50 Ind.). Darüber hinaus belegt der Standarddatenbogen bedeutende Vor-
kommen von Rastvogelarten nach Art. 4 Abs. 2 VSchRL, darunter Vanellus vanellus (Kiebitz, M 1.001–
10.000 Ind.), Anser fabalis (Saatgans, M ca. 1.000 Ind.) und Anser albifrons (Blässgans, M ca. 1.000 Ind.). 
Die im Standarddatenbogen als Habitatklasse dominierend ausgewiesenen Ackerflächen (55 % der 
Gebietsfläche) sind für Kiebitz, Gänse und Limikolen typische Rasthabitate, die auch im Trassenumfeld 
vorhanden sind. 

Die genannten Rastvogelarten sind als maßgebliche Gebietsbestandteile des SPA im Sinne von Art. 6 
Abs. 3 FFH‑RL zu betrachten und müssen daher Gegenstand der FFH‑Verträglichkeitsuntersuchung 
sein. Der pauschale Ausschluss von Rastvogelerfassungen steht damit in einem deutlichen Span-
nungsverhältnis zu den im Standarddatenbogen dokumentierten Erhaltungszielen. Die Abstimmung des 
artenschutzrechtlichen Kartierkonzepts mit den Unteren Naturschutzbehörden ersetzt diese gebiets-
schutzrechtliche Prüfung nicht, da der Artenschutzfachbeitrag nach §§ 44 ff. BNatSchG anderen recht-
lichen Maßstäben folgt als die FFH‑Prüfung nach § 34 BNatSchG. 

Anregung: Es wird angeregt, in den Untersuchungsrahmen für die FFH‑Verträglichkeitsuntersuchung des 
SPA Unteres Rödertal ausdrücklich aufzunehmen, dass die im Standarddatenbogen als maßgebliche 
Gebietsbestandteile verzeichneten Rast- und Zugvogelarten – insbesondere Anhang‑I‑Arten und quanti-
tativ bedeutende Art‑4‑Abs.‑2‑Arten – fachgutachterlich geprüft werden. Hierzu sollte geklärt werden, 
inwieweit im Trassenumfeld relevante Rastflächen dieser Arten betroffen sind, und – soweit dies der Fall 
ist – entsprechende Erfassungen zu geeigneten Zeiträumen (einschließlich Herbst‑ und Frühjahrszug) 
in den Untersuchungsrahmen aufgenommen werden. 

3. Libellen in den FFH-Gebieten „Röderaue und Teiche unterhalb Großenhain" (DE 4546-304) und 
„Dahle und Tauschke" (DE 4543-303) 

Auch der pauschale Ausschluss von Libellenerfassungen (Kap. 7.2) erscheint für diese beiden FFH-
Gebiete erläuterungsbedürftig. Das FFH-Gebiet „Röderaue und Teiche unterhalb Großenhain" enthält sei-
nem Namen nach Stillgewässerhabitate, insbesondere im Trassenbereich westlich von Koselitz und 
Pulsen, das FFH-Gebiet „Dahle und Tauschke" umfasst Fließgewässerlebensräume – beides sind poten-
ziell relevante Habitate für FFH-Anhang-II-Libellenarten wie Ophiogomphus cecilia (Grüne Flussjungfer). 
Die im Rahmen der FFH-Verträglichkeitsuntersuchungen durchzuführende Prüfung aller maßgeblichen 
Gebietsbestandteile nach Art. 6 Abs. 3 FFH-RL erfordert zwingend die Auswertung der Standarddaten-
bögen auf das Vorkommen von Libellenarten des Anhangs II. 

Anregung: Es wird angeregt, in den beizubringenden Planfeststellungsunterlagen für die genannten 
FFH-Gebiete die Frage des Vorkommens von Anhang-II-Libellenarten anhand der Standarddatenbögen 
und vorhandener Kartierdaten ausdrücklich auszuwerten und den Ausschluss ggf. differenziert zu 
begründen. Sollten solche Arten als maßgebliche Gebietsbestandteile ausgewiesen sein, wird in der 
Regel eine gezielte Erfassung erforderlich sein, um die Erheblichkeit möglicher Auswirkungen fachge-
recht beurteilen zu können. 
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4. Technische Machbarkeit der geschlossenen Bauweise als Planungsvoraussetzung für die FFH-Ver-
träglichkeitsuntersuchungen 

Die Scoping-Tischvorlage sieht für die Querungen des FFH-Gebiets „Dahle und Tauschke" (DE 4543-303) 
sowie des SPA „Dahlener Heide" (DE 4543-451) eine geschlossene (grabenlose) Verlegebauweise vor. 
Die Formulierung, diese sei „in Abhängigkeit von der technischen Realisierbarkeit [...] voraussichtlich gut 
möglich" (Kap. 3.2.2), macht deutlich, dass die technische Machbarkeit noch nicht als gesichert gilt. Die 
FFH-Verträglichkeitsuntersuchungen für die betroffenen Gebiete werden die geschlossene Bauweise als 
erheblichkeitsmindernde Maßnahme zugrunde legen müssen. Eine FFH-VU, die auf einer nur voraus-
sichtlich realisierbaren Maßnahme beruht, ist jedoch methodisch angreifbar. Für die Definition des 
Untersuchungsrahmens ist entscheidend, welches technische Szenario der FFH-Verträglichkeitsunter-
suchung zugrunde gelegt werden soll. Soll im UVP- und FFH-Bericht von einer geschlossenen Bauweise 
als erheblichkeitsmindernder Maßnahme ausgegangen werden, bedarf es eines nachvollziehbaren 
Nachweises, dass diese Bauweise unter den konkreten geotechnischen Randbedingungen tatsächlich 
realisierbar ist. 

Anregung: Es wird angeregt, im Untersuchungsrahmen festzuhalten, dass für die Querungsabschnitte 
in direkter FFH-Gebietslage der Nachweis der technischen Machbarkeit der geschlossenen Bauweise 
(z.B. durch ein geotechnisches Gutachten) als eigenständige Planungsleistung zu erbringen und dem 
Planfeststellungsantrag beizufügen ist. Die FFH-Verträglichkeitsuntersuchungen sollten auf diesem 
bestätigten Nachweis aufbauen 

5. Kumulative Beeinträchtigungen im SPA „Unteres Rödertal" mit dem Windpark Streumen 

Die Scoping-Tischvorlage benennt den Windpark Streumen bei Zeithain als bestehende Vorbelastung 
im Untersuchungsraum. Gemäß Art. 6 Abs. 3 FFH-RL und § 34 Abs. 1 BNatSchG ist in der FFH-Verträg-
lichkeitsprüfung das Zusammenwirken des Vorhabens mit anderen Projekten und Plänen zu prüfen. Ob 
und in welcher Form diese Kumulationsbetrachtung in die FFH-VU für das SPA „Unteres Rödertal" ein-
gestellt werden soll, wird in der Scoping-Unterlage nicht ausgeführt. Im Lichte der unter Punkt 1 darge-
legten Bedeutung des SPA als Rastvogel- und Zugvogelgebiet ist die Kumulationsbetrachtung von 
besonderer Relevanz, da Rastvögel – anders als Brutvögel an einem festen Standort – auf ungestörte 
Rastflächen in räumlicher Nähe angewiesen sind und Störungen durch den Windpark und das Baupro-
jekt gleichzeitig auf dieselben Individuen einwirken können. Nach Art. 6 Abs. 3 FFH-RL und § 34 Abs. 1 
BNatSchG sind die Auswirkungen des Vorhabens im Zusammenwirken mit anderen Projekten und Plä-
nen zu prüfen; dazu zählen insbesondere bereits realisierte, gebietsrelevante Vorhaben wie der Wind-
park Streumen. Die Scoping-Tischvorlage benennt den Windpark selbst als Vorbelastung, zieht aus die-
ser Feststellung bislang jedoch keine konkreten Vorgaben für die FFH-Verträglichkeitsuntersuchung.  

Anregung: Es wird angeregt, im Untersuchungsrahmen für die FFH-Verträglichkeitsuntersuchung des 
SPA „Unteres Rödertal" ausdrücklich vorzusehen, dass eine Kumulationsbetrachtung mit dem Windpark 
Streumen hinsichtlich der wertgebenden Rastvogelarten des SPA durchgeführt wird, soweit diese durch 
beide Vorhaben betroffen sein können. 

6. Ausstehende Alternativenentscheidung bei Koselitz und Pulsen 

In Kapitel 5.1 der Scoping-Tischvorlage wird ausgeführt, dass „für die kleinräumigen Alternativen bei 
Koselitz und Pulsen aktuell noch kein Vorzug festgelegt" wird. Die Herleitung der Vorzugstrasse ist 
jedoch Bestandteil der nach § 16 Abs. 1 Nr. 6 UVPG dem Planfeststellungsantrag beizufügenden 
Unterlagen.  

Anregung: Es wird angeregt, als Teil des Untersuchungsrahmens verbindlich festzuhalten, dass der aus-
stehende Alternativenvergleich für die Trassenbereiche bei Koselitz und Pulsen vor Einreichung der Plan-
feststellungsunterlagen abzuschließen und in den Unterlagen nachvollziehbar zu dokumentieren ist. 
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Wir bitten freundlich um weitere Beteiligung am Verfahren. 

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 

Landesgeschäftsführerin 


